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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

besteht die finanzielle Eingliederung einer Organgesell-

schaft bei rückwirkender Verschmelzung des Organ-

trägers auf einen unterjährigen Übertragungsstichtag 

fort? Dieser Frage gehen wir anhand einer aktuellen 

Entscheidung nach. Darüber hinaus zeigen wir, dass 

aktive Rechnungsabgrenzungsposten auch bei ge-

ringfügigen Beträgen zu bilden sind. Im Steuertipp geht 

es um die Übertragung der bei einer GmbH zugunsten 

ihres beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführers 

entstandenen Pensionsverpflichtung auf einen Pensi-

onsfonds. 

 
ORGANSCHAFT  
„Fußstapfentheorie“ bei rückwirkender Verschmel-
zung 
 

Die ertragsteuerliche Organschaft bietet zahlreiche Vor-

teile. So ist sie die einzige Möglichkeit, Verluste einer 

Tochtergesellschaft mit Gewinnen von Schwesterge-

sellschaften oder der Muttergesellschaft zu verrechnen. 

Ein weiterer Vorteil besteht darin, dass keine Schachtel-

strafen drohen. Da ist es nur verständlich, wenn die Fi-

nanzverwaltung bzw. der Gesetzgeber die Hürden für 

die Anerkennung sehr hoch legen. Eine der Vorausset-

zungen ist die „finanzielle Eingliederung“. Das bedeutet, 

dass der Organträger vom Beginn des Wirtschaftsjahres 

der Organgesellschaft bis zu dessen Ende beherr-

schend an der Organgesellschaft beteiligt sein 

muss. Maßgeblich sind hierbei die Stimmrechte. 

In einem vom Finanzgericht Rheinland-Pfalz (FG) ent-

schiedenen Streitfall ging es genau darum: Eine GmbH 

(A-GmbH) war schon seit Jahren an ihrer Tochtergesell-

schaft (B-GmbH) beteiligt. Beide Gesellschaften hatten 

ein Wirtschaftsjahr, das dem Kalenderjahr entsprach. 

Zum 30.12.2011 wurde die A-GmbH auf die C-GmbH 

verschmolzen. Das Finanzamt verweigerte die Aner-

kennung der körperschaft- und gewerbesteuerlichen 

Organschaft, weil für die ganzjährige finanzielle Ein-

gliederung der A-GmbH ein Tag im Jahr 2011 gefehlt 

habe. Die Organgesellschaft sei auch nicht finanziell in 

die C-GmbH eingegliedert, da diese nicht seit Beginn 

des Jahres 2011 an der B-GmbH beteiligt gewesen sei. 

Das sahen die Richter jedoch anders: Nach der „Fuß-

stapfentheorie“ sei die C-GmbH hinsichtlich der Beteili-

gung an der B-GmbH per Gesamtrechtsnachfolge in die 

„Fußstapfen“ der A-GmbH eingetreten. Mithin sei die B-

GmbH ganzjährig durch die C-GmbH beherrscht wor-

den. Die Organschaft war laut FG also anzuerkennen. 

 

Hinweis: Das Finanzamt hat Revision eingelegt. Abzu-

warten bleibt nun die Entscheidung des Bundesfinanz-

hofs. 

 
AKTUALISIERUNG  
Klarstellungen zur betrieblichen Altersversorgung 
 

Das Bundesfinanzministerium hat das umfangreiche 

Anwendungsschreiben zur steuerlichen Förderung 

der betrieblichen Altersversorgung überarbeitet und für 

alle offenen Fälle unter anderem Folgendes geregelt: 
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 Von einer betrieblichen Altersversorgung ist (nur) 

auszugehen, wenn die Versorgungszusage des Ar-

beitgebers einem im Betriebsrentengesetz gere-

gelten Versorgungszweck dient, die Leistungspflicht 

nach dem Inhalt der Zusage durch ein im Gesetz ge-

nanntes biologisches Ereignis ausgelöst wird und 

durch die vorgesehene Leistung ein im Gesetz an-

gesprochenes biometrisches Risiko (Alter, Tod, In-

validität) zumindest teilweise übernommen wird. 

 Keine betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn 

der Arbeitgeber die Versorgungsleistung einem be-

triebsfremden Arbeitnehmer-Ehegatten verspricht. 

Das Gleiche gilt für Lebenspartner nach dem Leben-

spartnerschaftsgesetz und für nichteheliche Lebens-

gefährten. 

 Bei Eintritt einer Erwerbsminderung, Erwerbs- oder 

Berufsunfähigkeit wird das biometrische Risiko der 

Invalidität grundsätzlich erfüllt. Die Versicherung 

dieser Risiken erfüllt die Voraussetzungen des Be-

triebsrentengesetzes. Dies gilt auch, wenn der Leis-

tungsfall nicht zusätzlich daran geknüpft ist, dass 

der Arbeitnehmer tatsächlich durch den Eintritt des 

Invaliditätsgrades in seiner Berufsausübung beein-

trächtigt ist. Dem Arbeitgeber steht es aber frei, in 

seiner Versorgungszusage und entsprechend in den 

versicherungsvertraglichen Vereinbarungen den 

Leistungsfall in diesem Sinne einzuschränken. 

 Eine Grundfähigkeitenversicherung dient eben-

falls der Absicherung des biometrischen Risikos „In-

validität“, da der Verlust einer Grundfähigkeit zum 

Eintritt eines Invaliditätsgrades führt. Auch sie erfüllt 

daher die Voraussetzungen des Betriebsrentenge-

setzes. 

 Die Versicherung des Risikos einer Arbeitsunfähig-

keit stellt, auch wenn es sich um eine längerfristige 

handelt, keine Absicherung des biometrischen Risi-

kos „Invalidität“ dar und dient folglich nicht einer be-

trieblichen Altersversorgung. 

 Ist in den Durchführungswegen Direktversicherung, 

Pensionskasse und Pensionsfonds eine Beitrags-

freistellung für bestimmte Zeiten vereinbart, ist dies 

betriebsrentenrechtlich unbedenklich und steht der 

steuerlichen Anerkennung als betriebliche Altersver-

sorgung somit nicht entgegen. 

 
MAHLZEITENGESTELLUNG  
Verpflegungspauschalen sind auch ohne erste Tä-
tigkeitsstätte zu kürzen 
 

Mitunter stellt der Arbeitgeber oder auf dessen Veran-

lassung ein Dritter seinen Arbeitnehmern anlässlich o-

der während einer Tätigkeit außerhalb ihrer ersten Tä-

tigkeitsstätte Mahlzeiten zur Verfügung. In solchen Fäl-

len sind die Verpflegungspauschalen zu kürzen, und 

zwar für ein Frühstück um 20 % und für ein Mittag- oder 

Abendessen um je 40 % der maßgebenden Verpfle-

gungspauschale für einen vollen Kalendertag.  

Die Kürzung darf die ermittelte Verpflegungspauschale 

nicht übersteigen. Das gilt auch, wenn Reisekostenver-

gütungen wegen der zur Verfügung gestellten Mahlzei-

ten einbehalten oder gekürzt oder die Mahlzeiten pau-

schal besteuert werden. Hat der Arbeitnehmer für die 

Mahlzeit ein Entgelt gezahlt, mindert dieser Betrag den 

Kürzungsbetrag. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat ent-

schieden, dass die Verpflegungspauschalen im Fall ei-

ner Mahlzeitengestellung auch dann zu kürzen sind, 

wenn der Arbeitnehmer nicht über eine erste Tätigkeits-

stätte verfügt. 

Im Streitfall war ein Offizier auf See an Bord von Schif-

fen tätig. Dort erhielt er seine Mahlzeiten unentgeltlich. 

In den Heuerabrechnungen wurden sie als steuerfreier 

Sachbezug behandelt. An einzelnen „Hafentagen“ blieb 

die Bordküche kalt, so dass sich der Arbeitnehmer 

selbst versorgen musste. Den trotz der unentgeltlichen 

Gestellung der Mahlzeiten geltend gemachten Abzug 

der Verpflegungspauschalen für alle Tage an Bord des 

Schiffs lehnte das Finanzamt ab. Das Finanzgericht ließ 

zwar den Abzug der Verpflegungspauschalen für die 

Tage der Selbstversorgung zu, für die übrigen Tage 

lehnte es den Werbungskostenabzug aber ab. 

Der BFH hat die Entscheidung der Vorinstanz bestätigt. 

Das Gesetz enthalte eine umfassende Verweisung auf 

die entsprechenden Regeln für Arbeitnehmer mit erster 

Tätigkeitsstätte. Es ordne insoweit eine Gleichstellung 

beider Gruppen an. Daher gelte die Kürzung der Ver-

pflegungspauschalen im Fall der Mahlzeitengestellung 

auch für solche Arbeitnehmer, die nicht über eine erste 

Tätigkeitsstätte verfügten. 

 
BETRIEBSAUFSPALTUNG  
Stimmenpatt begründet keine personelle Verflech-
tung 
 

Wenn zwischen zwei Unternehmen eine Betriebsauf-

spaltung besteht, wird die vermögensverwaltende Tätig-

keit einer Gesellschaft (z.B. die Vermietung eines 

Grundstücks) steuerlich als Gewerbebetrieb einge-

stuft. Folglich liegen gewerbliche Einkünfte vor. Eine Be-

triebsaufspaltung setzt voraus, dass ein Unternehmen 

(„Besitzunternehmen“) mindestens eine wesentliche 

Betriebsgrundlage, zum Beispiel ein Grundstück, an 

eine gewerblich tätige Personen- oder Kapitalgesell-

schaft („Betriebsunternehmen“) vermietet. Neben dieser 

sachlichen muss auch eine personelle Verflechtung be-

stehen. Das heißt: Eine Person oder eine Personen-

gruppe muss ihren einheitlichen geschäftlichen Betäti-

gungswillen in beiden Gesellschaften durchsetzen kön-

nen. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat zur personellen Ver-

flechtung Folgendes entschieden: Eine Betriebsaufspal-

tung liegt (noch) nicht vor, wenn der das Besitzunter-

nehmen beherrschende Gesellschafter in der Betriebs-

kapitalgesellschaft nur über exakt 50 % der Stimmen 

verfügt.  
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Ihm sind die Stimmen seines ebenfalls beteiligten min-

derjährigen Kindes nicht zuzurechnen, wenn in Bezug 

auf dessen Gesellschafterstellung eine Ergänzungs-

pflegschaft angeordnet ist. 

Im Streitfall waren die Klägerin und ihre beiden Kinder 

mit dem Tod des Ehemanns und Vaters zu Gesellschaf-

tern der Betriebs-GmbH geworden. Die Klägerin hatte 

dieser GmbH bereits seit Jahren ein betrieblich genutz-

tes Grundstück verpachtet. Nachdem sie in einer Ge-

sellschafterversammlung, in der eine Ergänzungspfle-

gerin ihren minderjährigen Sohn vertrat, zur Geschäfts-

führerin der GmbH bestellt worden war, sah das Finanz-

amt die Voraussetzungen einer Betriebsaufspaltung als 

erfüllt an. Denn die Klägerin könne die GmbH aufgrund 

ihrer elterlichen Vermögenssorge beherrschen - obwohl 

sie nur 50 % der Stimmen innehatte -, so dass neben 

der sachlichen auch eine personelle Verflechtung vor-

liege. Die Klägerin erziele daher aus der Grundstücks-

verpachtung gewerbliche Einkünfte. 

Das Finanzgericht sah dies jedoch anders und gab der 

Klage statt. Die Revision des Finanzamts hatte keinen 

Erfolg, und auch der BFH hat eine personelle Verflech-

tung verneint. Die Anteile ihres minderjährigen Kindes 

waren der Klägerin laut BFH nicht zuzurechnen, da für 

das Kind eine Ergänzungspflegschaft angeordnet 

war, die auch die Wahrnehmung von dessen Gesell-

schafterrechten umfasste. In einem solchen Fall lägen 

keine gleichgelagerten wirtschaftlichen Interessen vor. 

Die Beteiligung der Klägerin von exakt 50 % der Stim-

men reiche aufgrund der „Pattsituation“ für eine Beherr-

schung nicht aus. 

 
AUSLANDSREISEN  
Pauschbeträge für Verpflegung und Übernachtung 
2022 unverändert 
 

Das Bundesfinanzministerium hat darauf hingewiesen, 

dass die bei beruflich bzw. betrieblich veranlassten Aus-

landsreisen zur Anwendung kommenden Auslands-

tage- und Auslandsübernachtungsgelder pandemiebe-

dingt nicht zum 01.01.2022 neu festgesetzt werden. 

Somit bleibt es bei den zum 01.01.2021 von der Finanz-

verwaltung veröffentlichten Pauschbeträgen. 

 

Hinweis: Die Pauschbeträge für Übernachtungskosten 

gelten nur bei der Erstattung durch den Arbeitgeber. Da-

gegen sind beim Werbungskosten- und Betriebsausga-

benabzug weiterhin nur die tatsächlich angefallenen 

Übernachtungskosten abziehbar. 

 
 
 
 
 
 
 
 

DIREKTVERSICHERUNG  
Sonstige Einkünfte bei Auszahlungen aus einem 
„Altfall“ 
 

(Außer-)Rechnungsmäßige Zinsen aus einem Lebens-

versicherungsvertrag mit Kapitalzahlung im Erlebens- 

und Todesfall sind sonstige Einkünfte, sofern  

 die Lebensversicherung als Direktversicherung aus-

gestaltet ist und  

 die Voraussetzungen einer Steuerfreistellung für Ka-

pitallebensversicherungen in Form von „Altfällen“ 

nicht erfüllt sind. 

Eine der betrieblichen Altersversorgung zuzuordnende 

Direktversicherung fordert nur einen Kausalzusammen-

hang zwischen der Zusage des Arbeitgebers und dem 

Arbeitsverhältnis, nicht aber dessen Fortbestand. So 

lässt sich eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs 

(BFH) zusammenfassen. Damit können auch Zusagen 

anlässlich der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

betriebliche Altersversorgung sein. 

Der Auszahlungsbetrag im Streitfall enthielt zwar außer-

rechnungsmäßige und rechnungsmäßige Zinsen, das 

heißt steuerbare Erträge aus der Direktversicherung. 

Für diese Erträge galt jedoch nicht das „Lebensversi-

cherungsprivileg“ in Form einer Nichtbesteuerung der 

Zinserträge. Zwar wurde die gesetzliche Mindestver-

tragsdauer von zwölf Jahren eingehalten. Allerdings 

handelte es sich nicht um eine steuerrechtlich begüns-

tigte Kapitalversicherung gegen laufende Beitrags-

leistung. Vielmehr wurde lediglich ein Einmalbeitrag 

geleistet. Genau das wurde dem Empfänger im Streitfall 

zum Verhängnis. 

Laut BFH war eine Tarifermäßigung in Form der Fünf-

telregelung im Streitfall ebenfalls ausgeschlossen. 

Zum einen lag in Anbetracht des geleisteten Einmalbei-

trags keine Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten vor. 

Zum anderen fehlte es an der erforderlichen „Außeror-

dentlichkeit“ der Einkünfte. Die Zahlung (außer-) rech-

nungsmäßiger Zinsen entsprach vielmehr exakt dem 

vorliegenden Vertragstypus. 
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BILANZIERUNG  
Aktive Rechnungsabgrenzungsposten auch bei ge-
ringem Aufwand 
 

Bilanzierende Unternehmen müssen zur periodenge-

rechten Gewinnabgrenzung sogenannte Rechnungs-

abgrenzungsposten (RAP) bilden. Fallen Ausgaben 

vor dem Abschlussstichtag an, die erst nach diesem 

Stichtag als gewinnmindernder Aufwand zu erfassen 

sind, ist ein aktiver RAP zu bilden. Hierüber wird die ge-

winnmindernde Wirkung in die nächste Periode ver-

schoben. Umgekehrt ist ein passiver RAP zu bilden, 

wenn eine Zahlung beim Unternehmer eingeht, die sich 

erst in einer späteren Periode als gewinnerhöhende Ein-

nahme auswirken soll. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich mit Fragen der zu-

treffenden Rechnungsabgrenzung befasst. Im Streitfall 

hatte ein Gewerbetreibender zahlreiche Kleinbeträge 

im Zahlungsjahr direkt als Betriebsausgaben verbucht 

(ohne Rechnungsabgrenzung), darunter Ausgaben für 

Haftpflichtversicherung, Werbung und Kfz-Steuer. 

Sämtliche Einzelpositionen führten pro Jahr zu einer 

Summe zwischen 1.315 € und 1.550 €. Das Finanzamt 

war der Auffassung, dass auch diese vorausgezahlten 

Kleinbeträge aktiv abzugrenzen seien, so dass es zu 

Gewinnerhöhungen kam. 

Nach Ansicht des Finanzgerichts mussten wegen der 

geringen Bedeutung der Aufwendungen keine RAP ge-

bildet werden. Es orientierte sich dabei an der damali-

gen Wertgrenze von 410 €, die für die Sofortabschrei-

bung von geringwertigen Wirtschaftsgütern galt (aktuell: 

800 € netto). Der BFH ist dieser Auffassung jedoch ent-

gegengetreten. Er hat entschieden, dass das Finanzamt 

zu Recht aktive RAP gebildet hatte. 

 

Hinweis: Das Einkommensteuergesetz enthält ein ab-

schließendes Aktivierungsgebot für entsprechende 

Ausgaben; ein Wahlrecht besteht nicht. Die Pflicht zur 

Bildung von RAP ist nicht auf wesentliche Fälle be-

schränkt, so dass auch bei Aufwendungen von geringer 

Bedeutung aktive RAP zu bilden sind. 

 
 
 
 
 

STEUERTIPP  
Wenn eine Versorgungszusage auf einen Pensions-
fonds übertragen wird 
 

Der Arbeitgeber kann eine im Rahmen der betrieblichen 

Altersversorgung erteilte Pensionszusage auf einen 

Pensionsfonds übertragen. Die Übertragung führt beim 

Arbeitnehmer in Höhe der zur Übernahme der beste-

henden Versorgungsverpflichtung erforderlichen und 

erbrachten Arbeitgeberleistungen zum Zufluss von Ar-

beitslohn. Der Bundesfinanzhof begründet dies damit, 

dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer mit seinen Zah-

lungen einen unmittelbaren und unentziehbaren 

Rechtsanspruch gegen einen Dritten verschafft. Die 

Konsequenz:  

Der Wechsel des Durchführungswegs mit nachgelager-

ter Besteuerung (Direktzusage) zu einem Durchfüh-

rungsweg mit einer vorgelagerten Lohnbesteuerung 

(Pensionsfonds) führt zu lohnsteuerpflichtigen Leis-

tungen des Arbeitgebers. Denn in diesem Fall erlangt 

der Arbeitnehmer anstelle der Anwartschaften auf zu-

künftige Rentenzahlungen im Versorgungsfall gegen-

über seinem Arbeitgeber einen eigenständigen Versor-

gungsanspruch gegen den Pensionsfonds. 

Leistungen des Arbeitgebers an einen Pensionsfonds 

zur Übernahme bestehender Versorgungsverpflichtun-

gen oder Versorgungsanwartschaften durch den Pensi-

onsfonds können zwar steuerfrei sein. Voraussetzung 

für die Steuerfreiheit ist aber, dass der Arbeitgeber ei-

nen Antrag auf Verteilung des hieraus resultierenden 

Betriebsausgabenabzugs auf zehn Jahre gestellt hat. 

Wurde der für die Steuerfreiheit erforderliche Antrag 

nicht gestellt, ist die vom Arbeitgeber erbrachte Ablöse-

leistung „ohne Wenn und Aber“ in vollem Umfang (lohn-

) steuerpflichtig. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 

 


